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Beschluss des St-Ausschusses Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau 

vom 26. November 2019 

 

Fortentwicklung der Evaluierungskonzeption der 

Bundesregierung 

 
Der Staatssekretärsausschuss konkretisiert die Konzeption zur 

Evaluierung neuer Regelungsvorhaben vom 23. Januar 2013 wie 

folgt: 

 

 
1. In der Begründung des Regelungsvorhabens soll neben den 
 Angaben nach § 44 Abs. 7 GGO knapp dargestellt werden, 
 welche Ziele bei der Evaluierung zugrunde gelegt werden und 
 welche Kriterien für die Zielerreichung dabei voraussichtlich 
 herangezogen werden. Dies ermöglicht es, Vorsorge dafür zu 
 treffen, dass zum Zeitpunkt der Evaluierung die 
 voraussichtlich erforderlichen Daten zur Verfügung stehen. 
 
2. Soweit Vorschriften, die bereits Gegenstand einer Evaluierung 
 waren, in neuen Regelungsvorhaben geändert werden, stellen 
 die Ressorts dies in der Begründung dar, wenn die Ergebnisse 
 der Evaluierung Eingang in das Vorhaben gefunden haben. 
 
3. Die Bundesregierung erstellt eine Arbeitshilfe, in der 
 Arbeitsschritte und Methoden einer Evaluierung (u.a. 
 Fragestellung der Evaluierung, Datenerhebung und -
 auswertung, Qualitätssicherung, Aufbereitung der Ergebnisse 
 im Evaluierungsbericht) dargestellt sind. 
 
4. Die Ressorts sollen eine zentrale Arbeitseinheit als 
 Ansprechpartner für Evaluierungen von Regelungsvorhaben 
 intern benennen. 
 
5. Interne Evaluierungsberichte werden grundsätzlich vor ihrer 
 Veröffentlichung durch eine unabhängige Stelle hinsichtlich 
 ihrer Qualität überprüft. Bei Regelungsvorhaben, bei denen 
 der jährliche Erfüllungsaufwand einen Wert von 5 Millionen 
 Euro überschreitet, findet eine Qualitätssicherung stets statt. 
 Die Prüfung sollte sich darauf beziehen, ob in der Evaluierung 
 nachvollziehbar und plausibel auf die im Gesetzentwurf 
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 getroffenen Annahmen hinsichtlich der Ziele und der 
 Wirkungen eingegangen wurde und welche Daten dafür 
 herangezogen wurden. Der NKR bietet an, diese 
 Qualitätssicherung durchzuführen. 
 
6. Bei Evaluierungen, die den Erfüllungsaufwand zum 
 Gegenstand haben können, binden die Ressorts das 
 Statistische Bundesamt (StBA) frühzeitig in die Planung von 
 Evaluierungen ein, um eine sinnvolle Verzahnung der 
 Nachmessung des Erfüllungsaufwands und der Evaluierung 
 sicherzustellen. Beim StBA wird eine Kompetenzstelle 
 eingerichtet, die die Ressorts bei Bedarf zur Planung und 
 Durchführung von Evaluierungen berät. 
 
7. Im Rahmen ihrer Weiterbildungsstrategie (Ziffer I.5 des 
 Arbeitsprogrammes Bessere Rechtsetzung und 
 Bürokratieabbau 2018) stellt die Bundesregierung 
 Schulungsangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
 Ressorts zur Verfügung, die Evaluierungen durchführen. 
 
8. Die Ressorts nehmen zur Frage Stellung, welche 
 Schlussfolgerungen beziehungsweise weiteren 
 Vorgehensweisen sie aus den Evaluierungs-ergebnissen 
 ziehen. 
 
9. Im Rahmen der Evaluierung sollen die Ressorts in geeigneter 
 Weise Länder, kommunale Spitzenverbände, Fachkreise und 
 Verbände soweit betroffen zur Frage der Zielerreichung und 
 ggfs. auch zu den in der Konzeption genannten weiteren 
 Prüfkriterien einbinden. Sie berücksichtigen dabei auch die im 
 Zweiten nationalen Aktionsplan der Bundesregierung im 
 Rahmen der Teilnahme an der Open Government Partnership 
 enthaltene Zielsetzung, die Einbindung von Bürgerinnen und 
 Bürgern und Vertreterinnen und Vertretern der 
 Zivilgesellschaft in das Regierungshandeln zu stärken. 
 
10. Evaluierungen und Stellungnahmen der Bundesregierung 
 nach Ziffer 8 werden grundsätzlich auf einer zentralen 
 Online-Plattform der Bundesregierung veröffentlicht. 
 


